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Kein Beschwerderecht für Staatsanwaltschaft bei Entlassung aus
Untersuchungs- oder Sicherheitshaft – Bundesgericht passt 
Praxis dem gesetzgeberischen Willen an

Die  Staatsanwaltschaft  verfügt  über  kein  Beschwerderecht  gegen  Entscheide  der
Zwangsmassnahmengerichte über die Anordnung, Verlängerung und Aufhebung von
Untersuchungs- oder Sicherheitshaft gegen Beschuldigte. Das Bundesgericht passt
seine Praxis per sofort an. Mit dem Entscheid des Parlaments, bei der Revision der
Schweizerischen Strafprozessordnung der Staatsanwaltschaft kein Beschwerderecht
einzuräumen, hat  der  Gesetzgeber klar seinen Willen zum Ausdruck gebracht,  die
bisherige bundesgerichtliche Rechtsprechung nicht zu übernehmen.

Artikel 222 der Schweizerischen Strafprozessordung (StPO) sieht vor, dass die verhaf -
tete  Person gegen Entscheide  des Zwangsmassnahmengerichts  über  die  Anordnung,
die  Verlängerung  und  die  Aufhebung  der  Untersuchungs-  oder  Sicherheitshaft  Be-
schwerde  erheben  kann.  Ein  entsprechendes  Beschwerderecht  für  die  Staatsanwalt -
schaft sieht die StPO nicht vor. Das Bundesgericht entschied 2011 in einem Grundsatz-
urteil, dass dieses Schweigen der StPO auf einem Versehen des Gesetzgebers beruhe;
im Interesse einer funktionierenden Strafjustiz sei in solchen Fällen ein Beschwerderecht
der Staatsanwaltschaft notwendig. 

Im Rahmen der aktuellen Revision der StPO (voraussichtliches Inkrafttreten per 1. Januar
2024) hat sich der Gesetzgeber in Kenntnis der bisherigen bundesgerichtlichen Praxis
gegen  ein  Beschwerderecht  der  Staatsanwaltschaft  gegen  Entscheide  über  die  An-
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ordnung, Verlängerung und Aufhebung der Untersuchungs- oder Sicherheitshaft ausge-
sprochen.  Damit  wurde der  gesetzgeberische Wille  unmissverständlich  zum Ausdruck
gebracht.  Diese veränderte Situation erfordert auch in Anbetracht der Gewaltenteilung
eine unverzügliche Anpassung der Rechtsprechung. Die bisherige Praxis zum staatsan -
waltschaftlichen  Beschwerderecht  gegen  Haftentscheide  des  Zwangsmassnahmenge-
richts ist per sofort aufzugeben.

Im konkreten Fall wurde der Beschwerdeführer im Februar 2022 wegen Mordverdachts
in Untersuchungshaft genommen. Das Zwangsmassnahmengericht des Kantons Aargau
ordnete im vergangenen Oktober seine unverzügliche Haftentlassung an. Das Oberge-
richt hiess die Beschwerde der Staatsanwaltschaft gut. Im November wies das Zwangs-
massnahmengericht  ein  Gesuch der  Staatsanwaltschaft  um Haftverlängerung ab;  das
Obergericht hiess ihre Beschwerde wiederum gut. 

Das Bundesgericht heisst die dagegen erhobenen Beschwerden des Mannes teilweise
gut. Das Obergericht hätte in Anbetracht der nun erfolgten Anpassung der Praxis auf die
Beschwerden der Staatsanwaltschaft nicht eintreten dürfen. Das hat indessen nicht die
sofortige Haftentlassung des Beschwerdeführers zur Folge.  Da es sich um eine nicht
vorhersehbare  Anpassung  der  Rechtsprechung  handelt,  muss  das  Zwangsmassnah-
mengericht neu über die Haftentlassung befinden. Namentlich stellt sich die Frage, ob es
gleich entschieden hätte, wenn es darum gewusst hätte, dass sein Entscheid ohne An -
fechtungsmöglichkeit sofort rechtskräftig werden würde.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Die Medienmitteilung dient zur Information der Öffentlichkeit und der Medien. Die 
verwendeten Formulierungen können vom Wortlaut des Urteils abweichen; für die Recht-
sprechung ist einzig das schriftliche Urteil massgebend. 

Das Urteil wird nach Vorliegen der schriftlichen Begründung auf www.bger.ch   veröffentlicht 
(Datum noch nicht bekannt) : Rechtsprechung > Rechtsprechung (gratis) > Weitere Urteile ab
2000 > 1B_614/2022 eingeben.
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